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Vorblatt 


Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur 
Durchführung einer Erhebung über Struktur und Ver- 
teilung von Löhnen und Gehältern in der Industrie 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung) 


A. Problem 

Zur Erfüllung der ihr nach dem Europäischen Vertrag obliegen- 
den Aufgaben muß die Kommission über Stand und Entwick- 
lung der Löhne und Gehälter in den sechs Ländern der Gemein- 
schaft sowohl im Hinblick auf deren Schwankungen mit den 
Änderungen der Arbeitskräftestruktur als auch in bezug auf 
die Verteilung der Beschäftigten nach der Lohn- bzw. Gehalts- 
höhe unterrichtet sein. Die bisher vorliegenden Globalangaben 
liefern keine Hinweise über die bestehenden Zusammenhänge 
zwischen den Löhnen und den individuellen Merkmalen der 
Arbeitnehmer. 


B. Lösung 

Erhebung von individuellen Angaben nach Maßgabe des Arti- 
kels 3 des Verordnungsentwurfs 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Sondererhebung zur Erfassung der Unterschiede in der Ver- 
diensthöhe 


D. Kosten 

Zwei Millionen Rechnungseinheiten 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Entwurf der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung einer 
Erhebung über Struktur und Verteilung von Löhnen und 
Gehältern in der Industrie 

— Drucksache Vl/2529 — 


A. Bericht des Abgeordneten Kohlberger 


Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 2. September 1971 den Verordnungs- 
entwurf dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
überwiesen, der ihn in seiner Sitzung vom 23. Sep- 
tember 1971 behandelt hat. 

Bei den Beratungen des Ausschusses hat der Ver- 
ordnungsentwurf Bedenken ausgelöst; diese grün- 
den darauf, daß bei der Erhebung, die in den Mit- 
gliedstaaten auf Stichprobenbasis durchgeführt wer- 
den soll, auch die Frage nach dem Merkmal „Staats- 
angehörigkeit" vorgesehen ist (Artikel 3 Abs. 3 des 
Verordnungs ent Wurfs). Gegen die Berücksichtigung 
dieses Merkmals sprechen nach einhelliger Ansicht 
im Ausschuß schwerwiegende statistisch-methodische 
und politische Gründe. 

Erklärtes Ziel der Frage nach der Staatsangehörig- 
keit ist, Angaben über die Struktur der Löhne und 
Gehälter der Wanderarbeitnehmer innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft zu gewinnen. Die Er- 
hebungsmasse — etwa 10 000 Stichproben je Wirt- 
schaftszweig — ist jedoch in der Bundesrepublik 
bei einem Anteil der ausländischen Arbeitskräfte 
von ca. 10 Vo an der Gesamtzahl der Arbeitskräfte zu 
klein, um brauchbare aufgegliederte Ergebnisse zu 
erhalten. Die Ungenauigkeit der Erhebung in bezug 
auf die ausländischen Arbeitnehmer würde sich noch 
dadurch vergrößern, daß die Wanderarbeitnehmer 
nach ihrer Herkunft aus Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft und aus Drittländern aufgegliedert werden 
sollen; dadurch würde die schon geringe Erhebungs- 
masse nochmals gespalten werden. Außerdem weist 
der Anteil der ausländischen Arbeitskräfte in den 


einzelnen Wirtschaftszweigen starke Unterschiede 
auf. Ferner kann die Auswahl der zu erfassenden 
Arbeitnehmer nach dem Anfangsbuchstaben des 
Familiennamens keinen genauen Aufschluß geben, 
da die alphabetische Namensverteilung der aus- 
ländischen Arbeitnehmer mit der der Inländer nicht 
gleichgesetzt werden kann. 

Starke Bedenken hat der Ausschuß auch des- 
wegen erhoben, weil die durch die Verordnung 
vorgesehene Belastung der Industrie in keinem 
vertretbaren Verhältnis zu dem zu erwartenden 
Erhebungsergebnis steht. Bedenkt man nämlich, daß 
auf den für die Verdienstabrechnung maßgebenden 
Lochkarten bzw. auf den Lohnstammbändern der 
Datenverarbeitungsanlagen die Staatsangehörigkeit 
der Arbeitnehmer meist nicht erfaßt wird und somit 
neben dem maschinellen Einsatz der Datenverarbei- 
tungsanlagen auch die kostspielige manuelle Aus- 
wertung der Personalakten erforderlich wäre, 
kommt man zwangsläufig zu dem Schluß, daß dieser 
Aufwand durch das zu erwartende Ergebnis nicht 
gerechtfertigt wäre, dem nach den Feststellungen 
des Statistischen Bundesamtes auch keinerlei Aus- 
sagewert beizumessen wäre. 

Weiter besteht nach Ansicht des Ausschusses die 
Gefahr, daß zu erwartende Verdienstunterschiede 
zwischen in- und ausländischen Arbeitskräften in 
der Erhebung zwar konstatiert, nicht aber erklärt 
werden können. Die in Artikel 3 Nr. 3 des Verord- 
nungsentwurfs enthaltenen Bestimmungsgründe für 
die Verdiensthöhe können keine Aussage über die 
für die Lohnfindung wichtigen subjektiven Merk- 
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male, wie Ausbildungsstand und Umfang der Spradi- 
kenntnisse am Arbeitsort, ergeben. 

Schließlich ist nach Ansicht des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung nodi zu berücksichtigen, 
daß — wie auch vom Statistischen Amt der Euro- 
päischen Gemeinschaften eingeräumt wird — in den 
Benelux-Ländern wegen des geringen Umfangs der 
Erhebungsmasse eine Untersuchung über Ausländer- 
verdienste in der Stichprobe aus technischen Grün- 
den nicht möglich sein wird. Für Italien stellt sich 
das Problem erst gar nicht, weil es dort keinen 
nennenswerten Anteil ausländischer Arbeitnehmer 
gibt. Somit bliebe die Untersuchung der Ausländer- 
verdienste auf Frankreich und die Bundesrepublik 
beschränkt. Unter diesen Umständen kann aber nicht 
von einer Erhebung innerhalb der Gemeinschaft 
gesprochen werden. 

Jedoch sieht es der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung als selbstverständliches und wichtiges 
Anliegen an, für die Beurteilung der Freizügigkeit 


in der Gemeinschaft die Gleichbehandlung von 
Deutschen und Wanderarbeitnehmern in der Ent- 
lohnung belegen zu können. Dafür stehen aber 
schon umfangreiche deutsche Statistiken und Unter- 
suchungen über die in der Bundesrepublik beschäf- 
tigten ausländischen Arbeitnehmer zur Verfügung. 
Würde man gleiche Untersuchungen für Frankreich 
anstellen, hätte man für diese beiden Länder wirk- 
lich brauchbare Aussagen. 

Um das Ziel der Verordnung erreichen zu können, 
empfiehlt der Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung unter Abwägung der verschiedenen Interessen 
als Alternative, eine auf die ausländischen Arbeit- 
nehmer zugeschnittene Sondererhebung in der 
Gemeinschaft durchzuführen, die aber auch alle, die 
Merkmale erfassen müßte, die für die Unterschiede 
in der Verdiensthöhe ausschlaggebend sein können. 

Im übrigen hat der Ausschuß von dem Verord- 
nungsentwurf Kenntnis genommen. 


Bonn, den 6. Oktober 1971 


Kohlberger 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der Kommission der EG 
— Drucksache VI/2529 — Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 23. September 1971 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Kohlberger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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